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Erbfolgebesteuerung

Kurz informiert

▶▶ Bundesgerichtshof
Grundbuch: nacherbenvermerk wird nicht gelöscht

| Ist nur für einen Miterben eine Nacherbfolge angeordnet, unterliegt 
 dieser, wenn er die übrigen Erbanteile hinzuerwirbt, hinsichtlich eines zum 
Nachlass gehörenden Grundstücks insgesamt den Beschränkungen des 
§ 2113 BGB; bei seiner Eintragung als Grundstückseigentümer ist daher ein 
Nacherbenvermerk anzubringen. |

Dem Beschluss des BGH vom 12.7.18 (V ZB 228/17, Abruf-Nr. 204552) lag 
folgen der Sachverhalt zugrunde: Der Ehemann setzte seine Ehefrau und 
seine einzige Tochter als Erben zu je ein Halb ein. In Bezug auf die Tochter 
bestimmte er eine Vor- und Nacherbfolge für den Fall des kinderlosen Ver-
sterbens der Tochter. Nach dem Tod des Vaters, in dessen Eigentum sich 
Grundstücke befanden, fand eine Auseinandersetzung des Nachlasses zu 
Lebzeiten der Mutter nicht statt. Nach dem Tod der Mutter erbte die Tochter 
allein. In den Grundbüchern wurde vermerkt, dass die Tochter bezüglich der 
ideellen Hälfte im Fall eines kinderlosen Todes nur befreite Vorerbin ist. Die 
Tochter wollte den Vermerk löschen lassen und hatte damit keinen Erfolg.

Wird ein Erbe zur Hälfte als Vorerbe und ein anderer Erbe zu einer weiteren 
Hälfte als Vollerbe eingesetzt, ist der Vorerbe selbst bei einer gemeinschaft-
lichen Verfügung über ein zum Nachlass gehörendes Grundstück nicht frei, 
sondern durch die Nacherbfolge beschränkt. Dass sich die Beschränkung auf 
die unbelasteten Miterben auswirkt, ist hinzunehmen, weil die Belastung der 
Miterben hier auf die Anordnung des Erblassers zurückgeht. Nichts anderes 
kann gelten, wenn nur für einen Miterben eine Nacherbfolge angeordnet ist. 
Er unterliegt dann insgesamt den Beschränkungen des § 2113 BGB. Bei  seiner 
Eintragung im Grundbuch ist daher ein Nacherbenvermerk anzubringen.
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▶▶ Bundesgerichtshof
Privates und notarielles Verzeichnis inhaltlich wesensgleich

| Kurz vor Ende der Verjährung erhob der Pflichtteilsberechtigte Stufenklage 
gegen den Erben und beantragte die Vorlage eines privatschrift lichen Nach-
lassverzeichnisses. Später wurde die Klage umgestellt und ein notarielles 
Nachlassverzeichnis verlangt. Der Erbe berief sich insoweit auf Verjährung. |

Der BGH (31.10.18, IV ZR 313/17, Abruf-Nr. 205662) sieht dies anders: Zwar sei 
durch Klageerhebung die Verjährung grundsätzlich nur in der Gestalt und in 
dem Umfang gehemmt, wie der Anspruch mit der Klage rechtshängig  gemacht 
worden ist. Hiervon gibt es jedoch Ausnahmen. Dies ist dann der Fall, wenn 
die geltend gemachten Ansprüche materiell-rechtlich wesensgleich sind, 
dem gleichen Endziel dienen und der zur Begründung des später erhobenen 
Anspruchs vorgetragene Lebenssachverhalt in seinem Kern  bereits Gegen-
stand der früheren Klage gewesen ist. Dies sei bei einem privat schriftlichen 
und einem notariellen Nachlass verzeichnis der Fall. Zwar  werde allgemein 
angenommen, das amtliche Verzeichnis biete gegenüber dem privat schrift-
lichen Verzeichnis eine größere Gewähr für Richtigkeit. Dies  ändert aber 
nichts daran, dass das private und das notarielle Verzeichnis inhaltlich 
wesens gleich sind. Schuldner des Verzeichnisses ist jeweils der Erbe.
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